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Kleine Anfrage
der Abg. Joachim Steyer und Daniel Lindenschmid AfD

und

Antwort

des Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Tourismus

Integration ukrainischer Fliichtlinge in den Arbeitsmarkt

Kleine Anfrage
Wir fragen die Landesregierung:

1. Wie viele der seit dem 24. Februar 2022 nach Baden-Wiirttemberg gefliichte-
ten Ukrainer befinden sich derzeit in einem sozialversicherungspflichtigen Be-
schiftigungsverhéltnis?

2. Wie viele der seit dem 24. Februar 2022 nach Baden-Wiirttemberg gefliichteten
Ukrainer befinden sich derzeit in einem anderen, nicht sozialversicherungs-
pflichtigen Beschiftigungsverhéltnis, beispielsweise einer geringfiigigen Be-
schiftigung (bitte ohne Dopplungen mit Frage 1)?

3. Wie viele der seit dem 24. Februar 2022 nach Baden-Wiirttemberg gefliichteten
Ukrainer befinden sich derzeit in keinerlei Beschéftigungsverhiltnis?

4. Wie viele ukrainische Fliichtlinge halten sich derzeit mit einem Aufenthaltstitel
in Baden-Wiirttemberg auf?

5. Wie hoch schitzt die Landesregierung die Zahl der ukrainischen Fliichtlinge,
die sich derzeit noch ohne Aufenthaltstitel, also lediglich mit einem Visum, in
Baden-Wiirttemberg aufhalten?
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Begriindung

Die vorliegende Kleine Anfrage beabsichtigt, den aktuellen Stand der Integration
ukrainischer Fliichtlinge in den Arbeitsmarkt in Baden-Wiirttemberg in Erfahrung
zu bringen; ebenso deren derzeitige Gesamtzahl.

Antwort

Mit Schreiben vom 8. Dezember 2022 Nr. D118374/2022 beantwortet das Minis-
terium fiir Wirtschaft, Arbeit und Tourismus im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium der Justiz und fiir Migration die Kleine Anfrage wie folgt:

1. Wie viele der seit dem 24. Februar 2022 nach Baden-Wiirttemberg gefliichte-
ten Ukrainer befinden sich derzeit in einem sozialversicherungspflichtigen Be-
schdftigungsverhdltnis?

2. Wie viele der seit dem 24. Februar 2022 nach Baden-Wiirttemberg gefliichteten
Ukrainer befinden sich derzeit in einem anderen, nicht sozialversicherungs-
pflichtigen Beschdftigungsverhdltnis, beispielsweise einer geringfiigigen Be-
schdftigung (bitte ohne Dopplungen mit Frage 1)?

3. Wie viele der seit dem 24. Februar 2022 nach Baden-Wiirttemberg gefliichteten
Ukrainer befinden sich derzeit in keinerlei Beschdftigungsverhdltnis?

Zul.bis 3.

Die Fragen 1 bis 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet.

Dem Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Tourismus liegen hierzu keine spezi-
fischen Daten vor. Zur Beantwortung wird daher die Beschéftigungsstatistik der
Bundesagentur fiir Arbeit (BA) herangezogen. Nach Angaben der BA ist es in
der Beschéftigungsstatistik nicht moglich, nach Zeitrdumen oder Zeitpunkten der
Flucht zu berichten, da diese Werte in den Daten nicht erfasst sind. Die Statistik
der Bundesagentur fiir Arbeit berichtet im Rahmen der Beschéftigungsstatistik
beginnend mit dem Berichtsmonat Marz 2020 zusétzlich nach dem Aufenthalts-
status von Drittstaatsangehdrigen. Dazu wird der aufenthaltsrechtliche Status aus
dem Auslédnderzentralregister des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge
(BAMF) zugespielt. Da ein eindeutiges Ordnungsmerkmal fiir die Zuordnung von
Personen aus dem Ausldnderzentralregister und der Beschéftigungsstatistik nicht
existiert, muss die Verkniipfung iiber Hilfsmerkmale wie Namen, Geburtsdatum,
Geschlecht und Staatsangehorigkeit erfolgen. Dies hat zur Konsequenz, dass etwa
fiir ein Fiinftel aller Beschiftigten mit Drittstaatsangehdrigkeit kein Aufenthalts-
status zugeordnet werden kann. Da dariiber hinaus die Erfassung der einzelnen
Aufenthaltstitel bei Personen aus dem Herkunftsland Ukraine derzeit noch zu un-
sicher erfolgt, sind diese Daten fiir die Statistik aktuell noch nicht verwertbar
und somit kénnen die Daten iiber Beschiftigte aus der Ukraine noch nicht nach
,Fluchthintergrund* ausgewertet werden. Die absolute Zahl der Beschéftigten aus
der Ukraine darf daher nicht mit der unbekannten Zahl der beschiftigten Kriegs-
fliichtlinge aus der Ukraine seit Februar 2022 gleichgesetzt werden. In den abso-
luten Zahlen sind auch Personen enthalten, die schon lange in Deutschland leben.

Moglich ist jedoch eine Darstellung der sozialversicherungspflichtig Beschiftig-
ten und der ausschlieBlich geringfiigig Beschaftigten mit ukrainischer Staatsange-
horigkeit. Der zum Zeitpunkt der Beantwortung aktuellste verfiigbare Stichtag in
der Beschéftigungsstatistik der BA ist der 30. April 2022. Die Auswertung erfolgt
auf der Grundlage des Wohnorts in Baden-Wiirttemberg. Zum genannten Stichtag
waren insgesamt 10.205 Personen mit ukrainischer Staatsangehdrigkeit mit Wohn-
ort in Baden-Wiirttemberg beschéftigt, davon 8.681 sozialversicherungspflichtig
und 1.524 ausschlieBlich geringfiigig beschaftigt.
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Eine Angabe, wie viele Ukrainer sich derzeit in keinerlei Beschiftigungsverhalt-
nis befinden, ist auf Grundlage der Statistik der BA nicht mdglich.

4. Wie viele ukrainische Fliichtlinge halten sich derzeit mit einem Aufenthaltstitel
in Baden-Wiirttemberg auf?

Zu 4.

Laut dem Sonderreport des BAMF waren zum Stichtag 20. November 2022 in
Baden-Wiirttemberg 70.697 aus der Ukraine gefliichtete Personen im Besitz eines
Aufenthaltstitels nach § 24 Aufenthaltsgesetz (AufenthG).

5. Wie hoch schitzt die Landesregierung die Zahl der ukrainischen Fliichtlinge,
die sich derzeit noch ohne Aufenthaltstitel, also lediglich mit einem Visum, in
Baden-Wiirttemberg aufhalten?

Zus.:

Ukrainische Staatsangehdrige mit biometrischen Pédssen konnen grundsitzlich
visumfrei in die Bundesrepublik einreisen und sich anschlieend visumfrei fiir
90 Tage ab Ersteinreise im Bundesgebiet aufhalten. Zusétzlich gilt fiir alle iibrigen
Gefliichteten aus der Ukraine, dass diese aufgrund der Ukraine-Aufenthalts-Uber-
gangsverordnung (Zweite Anderung) des Bundesministeriums des Innern und fiir
Heimat fiir 90 Tage ab Ersteinreise legal ersteinreisen konnen und vom Erforder-
nis eines Aufenthaltstitels befreit sind. Stellen diese Personen wihrend der ge-
nannten Zeitrdume einen Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24
AufenthG, so gilt der bisherige rechtméaBige Aufenthalt bis zur Entscheidung iiber
den Antrag als fortbestehend (vgl. § 81 Abs. 3 Satz 1 AufenthG). Laut dem Son-
derreport des BAMF hielten sich zum Stichtag 20. November 2022 in Baden-
Wiirttemberg 7.601 eingereiste ukrainische Staatsangehérige auf, ohne einen An-
trag nach § 24 AufenthG (Schutzgesuch) gestellt zu haben.

Dr. Hoffmeister-Kraut

Ministerin fiir Wirtschatft,
Arbeit und Tourismus
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Q Bundesagentur fiir Arbeit

Statistik Beschaftigungsstatistik
Beschiftigte am Wohnort" mit ukrainischer Staatsangehérigkeit
Baden-Wiirttemberg
Zeitreihe

davon
Stichtag Beschaftigte Sozialversicherungs-  auschlieflich geringfiigig
pflichtig Beschaftigte Beschéftigte
1 2 3

31.01.2020 7.625 6.461 1.164
29.02.2020 7.657 6.516 1.141
31.03.2020 7.649 6.537 1.112
30.04.2020 7.541 6.478 1.063
31.05.2020 7.538 6.446 1.092
30.06.2020 7.587 6.445 1.142
31.07.2020 7.638 6.444 1.194
31.08.2020 7.598 6.392 1.206
30.09.2020 7.624 6.462 1.162
31.10.2020 7.643 6.544 1.099
30.11.2020 7.620 6.610 1.010
31.12.2020 7.633 6.631 1.002
31.01.2021 7.552 6.577 975
28.02.2021 7.570 6.572 998
31.03.2021 7.580 6.590 990
30.04.2021 7.613 6.607 1.006
31.05.2021 7.692 6.672 1.020
30.06.2021 7.861 6.742 1.119
31.07.2021 7.954 6.774 1.180
31.08.2021 7.878 6.739 1.139
30.09.2021 7.917 6.879 1.038
31.10.2021 7.953 6.935 1.018
30.11.2021 7.999 6.988 1.011
31.12.2021 7.979 6.998 981
31.01.2022 7.970 6.996 974
28.02.2022 8.041 7.055 986
31.03.2022 8.427 7.339 1.088
30.04.2022 10.205 8.681 1.524
Erstellungsdatum: 23.11.2022, Statistik-Service Siidwest, Auftragsnummer 335879 © Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit

" Wohnort (WO): Alle Beschéftigten, die in der betreffenden Region wohnen, unabhangig vom Arbeitsort.
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Beschaftigungsstatistik

Stand: 24.10.2022

Methodische Hinweise zum Aufenthaltsstatus

Die Statistik der Bundesagentur fir Arbeit berichtet im Rahmen der Beschaftigungsstatistik beginnend mit dem
Berichtsmonat Marz 2020 zusatzlich nach dem Aufenthaltsstatus von Drittstaatsangehdrigen. Rechtliche Grundlage
hierfir ist § 281 Abs. 1 SGB Ill. Drittstaatsangehdrige sind dabei alle Auslanderinnen und Auslander, die keine
Unionsbirgerinnen oder Unionsbirger sind und keine Staatsangehérigkeit eines weiteren EWR-Staates (Island,
Liechtenstein, Norwegen), der Schweiz oder dem Vereinigten Kénigreich besitzen.

Der aufenthaltsrechtliche Status wird aus dem Auslanderzentralregister des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge
(BAMF) zugespielt. Da ein eindeutiges Ordnungsmerkmal fir die Zuordnung von Personen aus dem
Auslanderzentralregister und der Beschaftigungsstatistik nicht existiert, muss die Verkniipfung tGber Hilfsmerkmale wie
Namen, Geburtsdatum, Geschlecht und Staatsangehorigkeit erfolgen. Dies hat zur Konsequenz, dass etwa flr ein
Finftel aller Beschaftigten mit Drittstaatsangehorigkeit kein Aufenthaltsstatus zugeordnet werden kann.

Der Aufenthaltsstatus kann in folgende Hauptkategorien eingeteilt werden:
- Aufenthaltserlaubnis

- Niederlassungserlaubnis

- Aufenthaltsgestattung

- Duldung

- Sonstiges

Die Aufenthaltserlaubnis ist ein befristeter Aufenthaltstitel und wird nach bestimmten Aufenthaltszwecken erteilt, wie
beispielsweise zum Zweck der Ausbildung oder Erwerbstatigkeit. Die Niederlassungserlaubnis ist hingegen ein
unbefristeter Aufenthaltstitel und kann nach dem Vorliegen bestimmter Voraussetzungen erteilt werden. Beispielsweise
gibt es die Niederlassungserlaubnis fiir Fachkrafte, wenn sie seit vier Jahren im Besitz eines Aufenthaltstitels sind,
einen Arbeitsplatz haben, Uber ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfiigen etc. Eine
Aufenthaltsgestattung hingegen wird flir Personen erteilt, die in Deutschland einen Asylantrag gestellt haben und sich
zur Durchfliihrung eines Asylverfahrens gemafl den Regelungen des Asylgesetzes (AsylG) in Deutschland aufhalten
dirfen. Bei einer Duldung handelt es sich um einen behordlichen Nachweis Uber die vorlibergehende Aussetzung der
Abschiebung. Mit einer Duldung ist kein Aufenthaltsrecht verbunden, der Aufenthalt ist jedoch nicht strafbar. Unter der
Kategorie Sonstiges werden alle Falle subsumiert, welche keiner der vorgenannten vier Kategorien zugeordnet werden
kénnen. Dabei handelt es sich z. B. um Personen, welche einen Antrag gestellt haben oder befreit sind bzw. fiir welche
ein Aufenthaltstitel nicht erforderlich, widerrufen oder erloschen ist. Unterhalb der Hauptkategorien sind hierarchisch
weitere Differenzierungen maglich.

Nahere Informationen hierzu enthalt der Methodenbericht:

https:/statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Methodik-
Qualitaet/Methodenberichte/Beschaeftigungsstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-
Aufenthaltsstatus.pdf?  blob=publicationFile&v=3

Datenschutz

Die erhobenen Daten unterliegen grundsétzlich der Geheimhaltung nach § 16 BStatG. Eine Ubermittlung von
Einzelangaben ist daher ausgeschlossen. Aus diesem Grund werden Zahlenwerte unter 3 und Daten, aus denen sich
rechnerisch eine Differenz ermitteln l1&sst, mit * anonymisiert.
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Beschaftigungsstatistik

Stand: 22.11.2022

Methodische Hinweise zu sozialversicherungspflichtig und geringfiigig Beschiftigten

Grundlage der Statistik bildet das Meldeverfahren zur Sozialversicherung, in das alle Arbeitnehmer (einschlieBlich der
zu ihrer Berufsausbildung Beschaftigten) einbezogen sind, die der Kranken- oder Rentenversicherungspflicht oder
Versicherungspflicht nach dem SGB Il unterliegen. Auf Basis der Meldungen zur Sozialversicherung durch die Betriebe
wird vierteljahrlich (stichtagsbezogen) mit 6 Monaten Wartezeit der Bestand an sozialversicherungspflichtig und
geringfligig Beschaftigten ermittelt.

Sozialversicherungspflichtig Beschiftigte umfassen alle  Arbeitnehmer, die kranken-, renten-,
pflegeversicherungspflichtig und/oder beitragspflichtig nach dem Recht der Arbeitsférderung sind oder fir die
Beitragsanteile zur gesetzlichen Rentenversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsférderung zu zahlen sind. Dazu
gehdren insbesondere auch Auszubildende, Altersteilzeitbeschaftigte, Praktikanten, Werkstudenten und Personen, die
aus einem sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnis zur Ableistung von gesetzlichen Dienstpflichten (z.
B. Wehriibung) einberufen werden. Nicht zu den sozialversicherungspflichtig Beschéftigten zahlen dagegen Beamte,
Selbststandige, mithelfende Familienangehdrige, Berufs- und Zeitsoldaten, sowie Wehr- und Zivildienstleistende (siehe
0. g. Ausnahme).

Als Midijobs bezeichnet man Beschaftigungsverhéaltnisse mit einem Arbeitsentgelt im Bereich von 520,01 Euro bis
1.600 Euro im Monat (bis 31.12.2012: von 400,01 Euro bis 800 Euro; bis 30.06.2019: von 450,01 Euro bis 850 Euro; bis
30.09.2022: von 450,01 Euro bis 1.300 Euro). Seit dem 01.07.2019 nennt man jenen Bereich nicht mehr Gleitzone,
sondern ,Ubergangsbereich”.

Um Midijobber im Ubergangsbereich als Geringverdiener zu entlasten, resultieren die Arbeitnehmeranteile aus einer
reduzierten Bemessungsgrundlage. Bis zum 30.06.2019 fiihrte die Reduzierung der Arbeitnehmerbeitrdge zur
Rentenversicherung bei Midi-Jobs auch zu geminderten Rentenanspriichen, es sei denn, der Beschaftigte hat auf die
Anwendung der Gleitzonenregelung in der Rentenversicherung ausdriicklich verzichtet. Dies ist im Ubergangsbereich
seit dem 01.07.2019 nicht mehr der Fall. Die verminderte Beitragsbemessungsgrundlage spielt fir die Entgeltpunkte in
der Rentenversicherung keine Rolle mehr. Damit entfallt auch die Notwendigkeit fiir Arbeitnehmer, auf die Anwendung
der Gleitzone in der Rentenversicherung zu verzichten, um Rentennachteile zu vermeiden.

In der Statistik iber Midijobs wird unterschieden nach:

+ Monatliches Arbeitsentgelt liegt durchgehend innerhalb des Ubergangsbereichs.

» Monatliches Arbeitsentgelt liegt sowohl innerhalb als auch auRerhalb des Ubergangsbereichs (,Mischfalle®).
Auswertungen zu den Midijobs kdnnen nicht quartalsweise, sondern nur zum Stichtag 31.12. vorgenommen werden.
Nur fiir diesen Stichtag liegen weitgehend vollzihlige Angaben (iber Beschaftigungen im Ubergangsbereich vor.
Auswertungen zu den Midijobs liegen ab dem Stichtag 31.12.2003 vor.

Zu den geringfiigigen Beschiftigungsverhéltnissen zahlen Arbeitsverhdltnisse mit einem niedrigen Lohn
(geringfiigig entlohnte Beschaftigung) oder mit einer kurzen Dauer (kurzfristige Beschaftigung). Beide werden
auch als "Minijob" bezeichnet.

Eine geringfiigig entlohnte Beschaftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt aus dieser
Beschaftigung (§ 14 SGB IV) regelmaRig im Monat die Geringfligigkeitsgrenze von 520 Euro nicht Uberschreitet. Bis
Ende Dezember 2012 lag die Obergrenze bei 400 Euro und bis Ende September 2022 bei 450 Euro.

RegelméaRig bedeutet, dass, wenn die Grenze von 520 Euro nur gelegentlich und nicht vorhersehbar Uberschritten wird,
trotzdem eine geringfuigig entlohnte Beschéftigung vorliegt.

Eine Berichterstattung der ausschlieBlich geringfiigig entlohnten Beschiftigten erfolgt seit dem Stichtag 30.6.1999,
geringfiigig entlohnte Beschéftigte im Nebenjob kénnen ab dem Stichtag 30.6.2003 ausgewertet werden.

Auch die Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See veréffentlicht Daten Uber
geringfligig entlohnte Beschaftigte im Rahmen eines vierteljahrlichen Geschéftsberichts. Diese Daten stellen keine
amtliche Statistik dar und sind nicht geeignet, statistische Aussagen lber die Entwicklung der Arbeitsmarkt- und
Beschéftigungssituation in Deutschland zu treffen. Ebenso wenig sind sie eine verlassliche Grundlage fir
Erwerbstatigenrechnungen oder Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen (VGR). Sie liefern vielmehr Informationen iber
die Geschaftsprozesse der Minijob-Zentrale; es handelt sich somit um Geschaftsdaten. Daher sind die Daten auch nicht
mit den statistischen Daten der BA, welche die amtliche Statistik Uber geringfiigig entlohnte Beschaftigte fiihrt,
vergleichbar.
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Beschaftigungsstatistik

Stand: 22.11.2022

Methodische Hinweise zu sozialversicherungspflichtig und geringfiigig Beschiftigten

Eine kurzfristige Beschaftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB 1V liegt vor, wenn die Beschaftigung firr eine Zeitdauer
ausgelbt wird, die im Laufe eines Kalenderjahres, oder auch kalenderjahriiberschreitend, auf nicht mehr als drei
Monate oder insgesamt 70 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich (z. B.
durch einen auf langstens ein Jahr befristeten Rahmenarbeitsvertrag) begrenzt ist (im Zeitraum vor dem 01.01.2015
lagen die Fristen bei zwei Monaten oder insgesamt 50 Arbeitstagen).

Ubergangsregelungen: Aufgrund der Corona-Pandemie sind die Zeitgrenzen fiir kurzfristige Beschéaftigungen
Uibergangsweise neu geregelt worden. Fir die Zeit vom 01.03.2020 bis 31.10.2020 galten die Zeitgrenzen von fiinf
Monaten oder 115 Arbeitstagen. Fir die Zeit vom 01.03.2021 bis 31.10.2021 galten die Zeitgrenzen von vier Monaten
oder 102 Arbeitstagen.

Auswertungen zu ausschlieRlich kurzfristig Beschéftigten sind ab Januar 2000 méglich. Kurzfristig Beschaftigte
insgesamt, sowie kurzfristig Beschaftigte im Nebenjob sind ab April 2003 auswertbar.

Diese weitere Unterteilung der Daten Uber kurzfristig Beschaftigte in ausschlieRlich und im Nebenjob kurzfristig
Beschaftigte ist allerdings aus Geheimhaltungsgriinden nicht zu empfehlen, da die Fallzahlen relativ gering sind.

Werden von einer Person mehrere geringfiigige Beschaftigungen ausgelibt, gelten folgende Regeln:

1. Eine geringfligig entlohnte Beschéftigung ist neben einer kurzfristigen Beschéftigung erlaubt.

2. Bei der gleichzeitigen Ausibung von mehreren geringfliigig entlohnten Beschaftigungen darf die
Geringfiigigkeitsgrenze von 520 EUR nicht Uberschritten werden.
3. Bei der Auslibung von mehreren kurzfristigen Beschaftigungen darf die Zeitgrenze, innerhalb des vorgegebenen
Zeiitraumes, nicht Uberschritten werden.

Neben einer nicht geringfliigigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschaftigung ist die Ausiibung einer geringfiigigen
(Neben-)Beschaftigung zulassig. Fir den Fall, dass ein Arbeithehmer neben einer nicht geringfligigen
versicherungspflichtigen Beschaftigung bei anderen Arbeitgebern geringfligig entlohnte Beschaftigungen ausubt, gilt fir
die Bereiche der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung, dass geringfligig entlohnte Beschéftigungen - mit
Ausnahme einer geringfligig entlohnten Beschaftigung - mit einer nicht geringfligigen versicherungspflichtigen
Beschéaftigung zusammenzurechnen sind. Vgl. Richtlinien fiir die versicherungsrechtliche Beurteilung von geringfliigigen
Beschaftigungen (Geringfligigkeits-Richtlinien) vom 20. Dezember 2012.

Mehrfachbeschiftigte, die gleichzeitig zwei oder mehr geringfligigen Beschaftigungen nachgehen, werden nur nach
den Merkmalen der zuletzt aufgenommenen Beschaftigung ausgewiesen.

Die erhobenen Daten unterliegen grundsétzlich der Geheimhaltung nach § 16 BStatG. Eine Ubermittlung von
Einzelangaben ist daher ausgeschlossen. Aus diesem Grund werden Zahlenwerte unter 3 und Daten, aus denen sich
rechnerisch eine Differenz ermitteln lasst, mit * anonymisiert. Gleiches gilt, wenn in einer Region oder in einem
Wirtschaftszweig weniger als 3 Betriebe ansassig sind oder einer der Betriebe einen so hohen Beschaftigtenanteil auf
sich vereint, dass die Beschaftigtenzahl praktisch eine Einzelangabe uber diesen Betrieb darstellt (Dominanzfall).
Hierbei gilt: Bei 3 bis 9 Betrieben, die hinter einer Beschaftigtenzahl stehen, darf keiner der Betriebe 50 oder mehr
Prozent der Beschéaftigten auf sich vereinen. Bei 10 oder mehr Betrieben dirfen auf keinen Betrieb 85 oder mehr
Prozent der Beschaftigten entfallen.

Weiterfihrende Informationen zur Statistik der sozialversicherungspflichtigen und geringfligigen Beschéaftigung finden
Sie unter:
Qualitaetsbericht-Statistik-Beschaeftigung.pdf
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Bundesagentur fiir Arbeit
Statistik

Stand: 08.08.2022
Statistik-Infoseite

Im Internet stehen statistische Informationen unterteilt nach folgenden Themenbereichen zur Verfiigung:

Fachstatistiken:
Arbeitsuche, Arbeitslosigkeit und Unterbeschaftigung
Ausbildungsmarkt
Beschaftigung
Einnahmen/Ausgaben
Forderung und berufliche Rehabilitation
Gemeldete Arbeitsstellen
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende (SGB 1)
Leistungen SGB I

Themen im Fokus:
Berufe
Bildung
Corona
Demografie
Eingliederungsbilanzen
Entgelt
Fachkraftebedarf
Familien und Kinder
Frauen und Méanner
Jingere
Langzeitarbeitslosigkeit
Menschen mit Behinderungen
Migration
Regionale Mobilitat
Ukraine-Krieg
Wirtschaftszweige
Zeitarbeit

Die Methodischen Hinweise der Statistik bieten erganzende Informationen.

Die Qualitatsberichte der Statistik erlautern die Entstehung und Aussagekraft der jeweiligen Fachstatistik.

Das Glossar enthalt Erlauterungen zu allen statistisch relevanten Begriffen, die in den verschiedenen
Produkten der Statistik der BA Verwendung finden.

Abkirzungen und Zeichen, die in den Produkten der Statistik der BA vorkommen, werden im
Abklirzungsverzeichnis bzw. der Zeichenerkldrung der Statistik der BA erlautert.




	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 /
	15.11.2022
	Kleine Anfrage
	der Abg. Joachim Steyer und Daniel Lindenschmid AfD
	und
	Antwort
	des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus
	Integration ukrainischer Flüchtlinge in den Arbeitsmarkt


